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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Bürgerbeteiligung, 
Völkerverständigung und Integration 
-

Tagesordnung 1 Punkt 3 der öffentlichen Sitzung am 07.06.2005  

Vorlage Nr. 05-F-03-0065

Vereinbarung mit religiösen Gemeinschaften
- Antrag der Stadtverordnetenfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 31.05.2005 -
Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten,
zu berichten mit welchen Glaubensgemeinschaften er bislang bezüglich der Erarbeitung der 
Vereinbarung (Beschluss Nr. 04-F-24-0010, Stadtverordnetenversammlung vom 16.12.2004) 
Kontakt aufgenommen hat und 
den Stand der Diskussion mit den Glaubensgemeinschaften darzustellen.

Beschluss Nr. 0023

 
Bei Kenntnisnahme der mündlichen Ausführungen des Magistrats – Herrn Stadtrat Grella-  wird 
folgende weitere Verfahrensweise festgelegt:

1. Die Entwürfe „Vereinbarung mit religiösen Gemeinschaften“ sind zunächst mit den 
integrationspolitischen Sprechern/Sprecherinnen unter Beteiligung des Ausländerbeirates zu 
beraten.

2. Im Anschluss daran findet eine Konferenz mit allen Glaubensgemeinschaften in 
Wiesbaden(ohne Staatsverträge) zu den Verträgen statt.

3. Dem Ausschuss für Bürgerbeteiligung, Völkerverständigung und Integration ist dann das 
Ergebnis zur Beratung und Aussprache vorzulegen. 

4. Abschließend finden die Einzelabstimmungen mit den Glaubensgemeinschaften statt.

   

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .06.2005
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Müller
Vorsitzender
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Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .06.2005

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,          .06.2005
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Dezernat VII
mit der Bitte um weitere Veranlassung 
Dezernat VII - Ausländerbeirat
mit der Bitte um Kenntnisnahme Diehl

Oberbürgermeister
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